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Was bewirken die Sanktionen gegenRussland?Wenig bis
nichts, lautet einweitverbreitetes Urteil imWesten. Eine
Untersuchung der US-Universität Yale zeigt nun aber:
RusslandsWirtschaftwird durch die Sanktionen schwer
inMitleidenschaft gezogen. Die Forscher üben zudem
harte Kritik anwestlichenMedien undExperten. Diese
würden oft ungeprüft die handverlesenenWirtschafts-
daten des Regimeswiedergeben – oder bei fehlenden
ZahlenwackligeHochrechnungen anstellen. Damit
spielten sie Putin in dieHände. Der frühere Geheim-
dienstlerweiss, welch scharfeWaffe Falschinformatio-
nen sind. Besonders in unsererWohlstandsgesellschaft,
die nur allzu gerne einenAusweg fände aus derMühsal,
welche die Sanktionen gegenRussland unseren Ländern
bringen. Natürlich stellenwir uns gerne auf die Seite der
Freiheit und hängen eine ukrainische Flagge ins Stuben-
fenster. Aberwenn die Stubewegen des ausbleibenden
Gases aus Russland kalt bleibt:Wäre es da nicht ganz
praktisch,wenn die Sanktionen sowieso kaumnützen
würden undwirwieder russisches Gas kaufen könnten?
Solcher Defaitismus ist fatal. Die US-Studie kommt zu
einemeindeutigen Schluss: Für Russland gibt es keinen
Weg aus der von den Sanktionen verursachtenwirt-
schaftlichenMisere – solange die Verbündeten Einigkeit
zeigen und denDruck aufrechterhalten. JürgMeier
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Sanktionen

AmWEF in Davos sah es doch so gut aus! Die Bundes-
räte Simonetta Sommaruga undGuy Parmelin verein-
bartenmit demdeutschenWirtschaftsminister Robert
Habeck, ein Solidaritätsabkommen für Gaslieferungen
auszuhandeln. Und Aussenminister Ignazio Cassis
zeigte sich im Interviewmit dieser Zeitung überzeugt,
dass die Unstimmigkeitenmit der EU keinen Einfluss
auf unsere Energieversorgung habenwerden. Und nun
das: Habeck deutete gegenüber den Zeitungen der
CHMedia an, dass die Schweiz nicht einfach «Rosinen
picken» könne –mit anderenWorten: Die institutionel-
len Fragen lassen sich auch bei einer Energiekrise nicht
einfach ausblenden. Das zeigt, wie naiv es ist, zu
denken, dass die Schweiz sich in der Europafragewei-
terhin durchmogeln kann. Die Schweiz strebtmit
Deutschland ein ähnliches Gasabkommen an, wie es der
grosse Nachbar etwamit Österreich hat. Jener Vertrag
aber sieht vor, dass die Parteien im Streitfall an den
Europäischen Gerichtshof gelangen. Das bringt den
Bundesrat ins Dilemma: Schafft er es nicht, eine andere
Lösung auszuhandeln,müsste er die «fremden Richter»
akzeptieren. Er würde den perfekten Präzedenzfall für
künftige Verhandlungenmit der EU schaffen.Anja Burri

DiealtenEU-Fragenholenden
Bundesrat ein

Energiekrise

Die Fieberschübe an den Finanzmärkten haben der
Nationalbank im erstenHalbjahr einen Verlust von
gegen 100Milliarden Franken eingebrockt. Damit haben
sich nahezu alle Ausschüttungsreserven in Luft aufge-
löst. Abgerechnet wird erst Ende Jahr, doch heute schon
ist absehbar: Die Zahlungen an die öffentliche Hand
dürften künftig schrumpfen.Weil sie den Franken nicht
mehr schwächenmuss, fährt die Notenbank ihre Bilanz
herunter. Der Kuchenwird kleiner. Bund undKantone
müssen sich darauf einstellen. Rufe, die SNB solle ihre
Währungsreserven für Ausschüttungen anzapfen, sind
verfehlt. Aufgabe der Nationalbank ist der Kampf gegen
Inflation undWirtschaftseinbrüche. Staatsfinanzierung
per Notenpresse gehört nicht dazu.Guido Schätti

HeilsamerSchock
Nationalbank

Zuwenig neutral sei der Unterricht an
Mittelschulen. Je weiter rechts sich
Gymnasiastinnen und Gymnasiasten
einschätzten, desto unwohler fühlten

sie sich, ihreMeinung zu äussern, so der
Befund einerMaturaarbeit dreier Jungfrei-
sinniger imKanton Aargau. Die Politik geht
nun diesemVorwurf nach und hat eine
Studie in Auftrag gegeben. Sie dürfte das
erhoffte Ergebnis liefern. Die Lehrerschaft an
Gymnasien steht linksliberalen Ideenwohl
tatsächlich näher als der Durchschnitt der
Gesamtbevölkerung in der bürgerlich domi-
nierten Schweiz.
Es wäre jedoch ein Fehlschluss anzuneh-

men, Gymnasien seien Inseln einer linken
Glückseligkeit, auf denen sich die Klima-
jugend vor allemmit Gendersternen und
Selbstfindung beschäftige. Das Umfeld, in
das Gymnasien eingebettet sind, ist von fun-
damentaler Bedeutung, es als «links» zu
bezeichnen, wäre zynisch: Schon Vierzehn-
jährige spüren den Druck, Überdurchschnitt-
liches leisten zumüssen. Vor allem Spröss-
linge aus Akademikerfamilien besuchen
Gymnasien, es gilt das Leistungsprinzip,
möglichst individuell soll das Potenzial der
Jugendlichenmaximal ausgeschöpft
werden. Die linksliberale Pädagogik der
Gegenwart findet in einer vom Leistungs-
gedanken durchdrungenen Umgebung statt.
Laufendwird vermessen und optimiert.
Zugleich besteht Raum, umüber gemein-

hin als links taxierte Themenwie Ökologie,
Rassismus oder Gleichstellung der
Geschlechter zu diskutieren. Dies sind nicht
zuletzt Inhalte, die durch die Neue Linke seit
den siebziger Jahren gesellschaftliche Dring-
lichkeit erlangt und Eingang in die Lehrpläne
gefunden haben.
Auchwenn ihr Einfluss begrenzt bleibt,

sind Schulen für ein Gemeinwesen das wohl
wichtigsteMittel, um Ideale und Vorstellun-
gen seiner Angehörigen zu prägen. Der Leh-
rerschaft fällt die Aufgabe zu, die bestehen-
den Verhältnisse zu legitimieren oder zumin-
dest nur partiell infrage zu stellen. Dies führt

dazu, dass Lehrpersonen über Themenwie
Klimawandel oder Diskriminierung diskutie-
ren können, da diese die Fundamente des
liberalen Staates nicht infrage stellen. Eine
dezidiert linke Positionierung jenseits von
Umweltthemen oder Identitätspolitik wäre
aus staatspolitischer Perspektive proble-
matisch. Somit wird auch deutlich, dass
zwischen einer linksliberalen und einer
linken Pädagogik unterschiedenwerden
muss: Erstere ist Teil desMainstreams, Letz-
tere eindeutig nicht.
Die Konturen der herrschenden Pädagogik

treten imVergleichmitmöglichen Alternati-
ven noch deutlicher hervor. Bis in die sechzi-
ger Jahre des 20. Jahrhunderts zielte das
Schulwesen darauf ab, vaterländisch
gesinnte, disziplinierte Schüler und gute
Hausfrauen zu erziehen. Beispielsweise defi-
nierte die «Schweizerische Lehrerzeitung»
1960 die schlichte «Vaterlandsliebe» als Ziel
des Geschichtsunterrichts. Die Erziehung zur
Wehrhaftigkeit in der Tradition der Geistigen

Landesverteidigung, wie sie das national-
konservative Lager gern sähe, ist nach den
Schäden, die der Nationalismus in Europa
im 20. Jahrhundert angerichtet hat, nicht
mehr opportun.
Seit der Bundesstaatsgründung von 1848

waren Bildung und Aufklärung zentrale Pfei-
ler des liberalen Bundesstaates gewesen. Die
Demokratie solltemit kundigen Bürgern
(anfänglich bekanntlich nurMänner) lang-
fristig gesichert werden. Dieses Fundament
geriet ab den siebziger Jahren insWanken:
Die einst staatstragende FDPwandelte sich
zu einer staatskritischen, auf dieWirtschaft
fokussierten Partei. Bei denWahlen 1979
warb sie entsprechendmit dem Slogan
«Mehr Freiheit, weniger Staat». Bildungspoli-
tik genoss kaummehr Priorität. DerWirt-
schaftsdachverband Economiesuisse und die
FDP fokussieren in ihren gegenwärtigen
Positionspapieren zur Bildung auf den öko-
nomischen Kontext, sehen diese primär als
Faktor im Standortwettbewerb. Aussagen
zum Zusammenhang von Bildung und
Demokratie oder zu den Selbstermäch-
tigungskräften des Individuums sind besten-
falls von untergeordneter Bedeutung.
Bereits die Auswahl und die Präsentation

vonWissen basieren auf politischen Ent-
scheidungen: Eine neutrale Pädagogik exis-
tiert nicht! DieWertvorstellungen von
Erziehenden bilden einen Aspekt von vielen,
die das politische Bewusstsein von Jugend-
lichen beeinflussen. Solange über Themen,
die inWissenschaft und Politik umstritten
erscheinen, auch im Schulzimmer kontro-
vers diskutiert wird, ist dies verkraftbar.
Gleichwohl sollten sich Lehrpersonen an der
politischen Neutralität orientieren. Für das
Lernklima in einer pluralistischen Demo-
kratie ist es fundamental, dass Jugendliche
sich nicht nur trauen, ihre Ansichten zu äus-
sern, sondern durch den Unterricht auch
befähigt werden, sich eine eigeneMeinung
zu bilden. Bei den Verfassern derMatura-
arbeit im Kanton Aargau scheint dies funk-
tioniert zu haben.

DerexterneStandpunkt

Kaum irgendwogilt dasLeistungsprinzip stärker als anGymnasien.
Kantonsschulen sindnicht links, sie sindallenfalls linksliberal –und
befähigendurchaus zukritischemDenken, findetAndreasFannin

Gymnasiensindkeine Inseln
linkerGlückseligkeit
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unterrichtet Deutsch und Geschichte an der
Kantonsschule Zürcher Oberland inWetzi-
kon. Daneben schreibt er eine Dissertation
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